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A. Ausgangsfrage 

 

Gerät der Wohnraummieter in Zahlungsverzug, kann dies den Vermieter sowohl 

zu einer außerordentlichen als auch zur ordentlichen Kündigung berechtigen. Geht 

der Vermieter so vor und begleicht der Mieter innerhalb der gesetzlichen Schon-

frist den Zahlungsrückstand, so führt dies nach der Rechtsprechung des BGH nur 

zur Unwirksamkeit der fristlosen Kündigung (dazu sogleich bei C I). Der Mieter 

kann daher alleine durch Begleichung der Mietrückstände den Wohnungsverlust 

nicht verhindern, sondern ist darauf angewiesen, dass der Vermieter einer Fort-

setzung des Mietvertrags zustimmt. 

 

Noch nicht näher bekannt sind die Folgen dieser Rechtsprechung auf das System 

der staatlichen Hilfeleistungen. Denn das Sozialrecht ermöglicht die Übernahme 

von Mietschulden, soweit dies zur Sicherung der Unterkunft erforderlich ist. Zudem 

ist es eine Aufgabe der öffentlichen Daseinsfürsorge, Mieter, die ihre Wohnung 

wegen Zahlungsverzugs verloren haben, mit Wohnraum zu versorgen (dazu so-

gleich bei C II). Die Rechtsprechung des BGH führt nun allerdings dazu, dass die 

Übernahme der Mietschulden durch die öffentliche Hand nicht zwangsläufig zum 

Erhalt der Wohnung führt. Aus diesem Grund sollen im Folgenden die Auswirkun-

gen der BGH-Rechtsprechung auf die öffentliche Hand unter drei Gesichtspunkten 

untersucht werden: 

 

1. Ist den zuständigen Behörden die BGH-Rechtsprechung bekannt oder drohen 

hier nutzlose Aufwendungen, weil Mietrückstande in der irrigen Annahme über-

nommen werden, alleine dadurch würde ein Wohnungsverlust vermieden? 

 

2. Wie wird eine Vertragsfortsetzung praktisch umgesetzt? 

 

3. Entstehen der öffentlichen Hand aufgrund der BGH-Rechtsprechung Mehrkos-

ten, sei es bei einem Umzug des Mieters (Umzugskosten/höhere Mieten für eine 

neue Wohnung), sei es dadurch, dass der Vermieter die Vertragsfortsetzung von 

zusätzlichen Zahlungen (Übernahme der Prozesskosten) abhängig macht?  
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B. Methodische Vorgehensweise 

 

An Verfahren über Räumung von Mietern, die Anspruch auf staatliche Hilfe wegen 

drohender Wohnungslosigkeit haben, sind im Wesentlichen vier Gruppen beteiligt: 

Die Mieter, die für ihre Betreuung zuständigen Behörden (im Folgenden: Sozialbe-

hörden), die Vermieter, die beauftragten Rechtsanwälte sowie die Gerichte. Zur 

Beantwortung der Forschungsfrage haben wir einen Ausschnitt aus zwei dieser 

Personengruppen befragt, nämlich die Sozialbehörden und die Rechtsanwälte. 

 

I. Befragung der Sozialbehörden 

Die Befragung der Sozialbehörden erfolgte per E-Mail durch Übersendung eines 

Fragebogens.  

 

1. Fragebogen 

Wir haben den Sozialbehörden folgende Fragen zum Sachverhalt einer fristlosen, 

hilfsweise ordentlich erklärten Zahlungsverzugskündigung gestellt: 

 

1. Nimmt Ihre Stelle nach Eingang der Meldung über die Anhängigkeit der Räu-

mungsklage Kontakt zu dem betroffenen Mieter oder seinem Vermieter auf? 

2. Unter welchen Voraussetzungen übernimmt Ihre Stelle, abgesehen von den 

wirtschaftlichen Umständen des Mieters, in einem solchen Fall die aufgelaufen 

Mietschulden? 

3. Gibt es hinsichtlich der Kündigung des Mietvertrags aus Ihrer Sicht Besonder-

heiten, die es zu beachten gilt? 

4. Angenommen, der Vermieter ist unter der Bedingung der Übernahme aufgelau-

fener Mietrückstände dazu bereit, nicht aus der ordentlichen Kündigung vorzuge-

hen. In welcher Art und Weise wird dann der Mietvertrag fortgesetzt? 

5. Sind nach Ihren Erfahrungen Vermieter in den letzten Jahren verstärkt dazu 

übergegangen, Mietverträge wegen Zahlungsverzugs auch ordentlich zu kündi-

gen, um die Heilungsmöglichkeit des Mieters bei der fristlosen Kündigung auszu-

schalten? Falls Ja: Hat diese Praxis der Vermieter die Ausgaben der öffentlichen 

Hand für den betroffenen Mieter (Umzugskosten, höhere Miete einer Ersatzwoh-

nung, temporäre Unterbringung etc) erhöht? 
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Fragen 1 bis 3 dienten dazu, das interne Verfahren bei den Sozialbehörden zu 

ermitteln und in Erfahrung zu bringen, ob die Auswirkungen der BGH-

Rechtsprechung auf die Möglichkeiten der Behörden, den Wohnungsverlust zu 

vermeiden, dort bekannt sind. Von Frage 4 versprachen wir uns Erkenntnisse da-

zu, ob die Sozialbehörden in der Lage sind, die Vertragsfortsetzung rechtssicher 

durchzuführen. Frage 5 thematisierte das Problem, ob die BGH-Rechtsprechung 

zu einer zusätzlichen Belastung der öffentlichen Haushalte geführt hat. 

 

2. Beteiligung 

An der Befragung haben sich folgende zehn Sozialbehörden beteiligt: 

- Arnsberg 

- Berlin-Mitte 

- Düsseldorf 

- Hamburg-Bergedorf, Hamburg-Eimsbüttel, Hamburg-Mitte 

- Frankfurt/Main 

- München 

- Kreis Steinburg 

- Trier 

 

Diese Sozialbehörden betreuen Gebiete mit zusammen ca. vier Millionen Einwoh-

nern. 

 

Weitere 20 Sozialbehörden wurden angeschrieben, haben sich an der Befragung 

aber nicht beteiligt. 

 

II. Befragung der Rechtsanwälte 

 

Mit Unterstützung der Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien im Deut-

schen Anwaltverein wurden Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte gebeten, einen 

per E-Mail versandten kurzen Fragebogen auszufüllen. Die Befragung orientierte 

sich an einem kurzen einführenden Fall mit folgendem Inhalt:  

 

„Ein Wohnraummietvertrag wird vom Vermieter wegen eines kündigungsrelevan-

ten Zahlungsverzugs fristlos, hilfsweise ordentlich gekündigt. Der Mieter wendet 

sich, als ihm die Räumung droht, an die zuständige „Fachstelle Wohnen“, der das 
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AG nach § 22 Abs. 9 SGB II gemeldet hat, dass eine Räumungsklage anhängig 

ist, mit der Bitte, die Mietschulden zu übernehmen, weil er nicht ausziehen möch-

te.“ 

 

Die anschließenden Fragen waren zum einen darauf gerichtet, ob den zuständi-

gen Ämtern/Fachstellen nach der Erfahrung und Einschätzung der Anwälte be-

kannt ist, dass die ordentliche Zahlungsverzugskündigung nicht durch Übernahme 

der Mietschulden geheilt werden kann. Zum anderen wurde erfragt, ob aus Sicht 

der Anwälte die Kombination von außerordentlicher und ordentlicher Kündigung 

dazu genutzt wird, die Heilungsmöglichkeit der Kündigung auszuschalten. Schließ-

lich wurden die Befragten gebeten, zu berichten, ob die zuständigen Stellen Kon-

takt zu Vermietervertretern aufnehmen und die Übernahme der Schulden von be-

sonderen Bedingungen abhängig machen, z.B. der „Rücknahme“ der ordentlichen 

Kündigung. 

 

Weiterhin enthielt der Fragebogen Raum für Anmerkungen. 

 

Es wurden folgende Fragen gestellt: 

 

1. Ist nach Ihrer Erfahrung den zuständigen Ämtern/Fachstellen bekannt, dass die 

ordentliche Zahlungsverzugskündigung nicht durch die Schonfristzahlung geheilt 

werden kann?  

2. Wird die Kombination von außerordentlicher und ordentlicher Kündigung dazu 

genutzt, die Heilungsmöglichkeit der Kündigung auszuschalten? 

3. Nehmen die zuständigen Stellen Kontakt zu Ihnen als Vermietervertreter auf 

und machen die Übernahme der Schulden von besonderen Bedingungen abhän-

gig (z.B. „Rücknahme“ der ordentlichen Kündigung)? 

 

An der Befragung nahmen insgesamt 289 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

teil. 
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C. Überblick zur Rechtslage 

 

I. Mietrecht 

Kommt der Mieter mit der Zahlung der Miete in Verzug, so hat der Vermieter die 

Möglichkeit, dass Mietverhältnis außerordentlich fristlos (§§ 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3, 

569 Abs. 3 Nr. 1 BGB) und/oder ordentlich fristgebundenen (§ 573 Abs. 2 Nr. 1 

BGB) zu kündigen. 

 

Die ordentliche Kündigung ist bei einer „nicht unerheblichen“ Pflichtverletzung zu-

lässig, welche nach Ansicht des BGH bei einem Rückstand der Miete von mehr als 

einer Monatsmiete und einer Verzugsdauer von mindestens einem Monat vor-

liegt.1 Nach § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 lit. a BGB kann dem Mieter fristlos gekündigt 

werden, wenn dieser „für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung 

der Miete oder eines nicht unerheblichen Teils in Verzug ist“. Erheblich ist nach § 

569 Abs. 3 Nr. 1 BGB ein Rückstand von mehr als einer Monatsmiete. Außerdem 

kommt nach § 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 lit. b BGB die fristlose Kündigung in Betracht, 

wenn im Falle eines länger andauernden Verzugs der Rückstand zwei Monatsmie-

ten erreicht hat. Da sich ordentliche und außerordentliche Kündigung nicht aus-

schließen, sondern nebeneinander bestehen, steht es dem Vermieter frei, eine 

außerordentliche Kündigung mit einer hilfsweise erklärten ordentlichen Kündigung 

zu kombinieren.2 

 

Nach § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB wird die außerordentliche Kündigung allerdings un-

wirksam, wenn der Vermieter bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Eintritt der 

Rechtshängigkeit des Räumungsanspruchs befriedigt wird oder sich eine öffentli-

che Stelle zur Befriedigung verpflichtet. Diesem Nachholrecht des Mieters wohnt 

eine soziale Schutzfunktion inne, da es der Vermeidung von Obdachlosigkeit 

dient.3 

 

Nach der obergerichtlichen Rechtsprechung ist die Vorschrift auf die ordentliche 

Kündigung nicht analog anwendbar. Nach Ansicht des BGH4, der die Rechtspre-

                                                      
1 BGH VIII ZR 107/12, NJW 2013, 159 (Rn. 20).  
2 Blank, NZM 2013, 104; Milger, NZM 2013, 553. 
3 BT. Drucks. 14/4553, S. 64; Milger, NZM 2013, 553, 555. 
4 BGH VIII ZR 6/04, ZMR 2005, 356. 
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chung des OLG Stuttgart5 und OLG Karlsruhe6 aus den frühen 1990er Jahren be-

stätigt hat, scheidet eine analoge Anwendung u.a. wegen des eindeutigen Wort-

lauts der Regelung aus.7 Systematisch stelle die Vorschrift eine Ausnahme zu dem 

in §§ 543 Abs. 2 S. 1 Nr. 3, 569 Abs. 3 Nr. 1 BGB niedergelegten Grundsatz dar, 

dass eine fristlose Kündigung wegen eines bestimmten Rückstands der Miete 

wirksam ist und sei daher eng auszulegen. Darüber hinaus wähle § 573 Abs. 2 

Nr. 1 BGB mit dem Anknüpfen an eine schuldhafte und nicht unerhebliche Pflicht-

verletzung einen tatbestandlich anderen Ansatz als die fristlose Kündigung. Teleo-

logisch bezwecke § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB die Vermeidung von Obdachlosigkeit, 

welche bei einer lediglich ordentlichen Kündigung wegen der Möglichkeit, noch 

eine Zeitlang nach Ersatzwohnraum Ausschau zu halten, nicht bestehe.8 Schließ-

lich fehle es für eine analoge Anwendung auch an einer planwidrigen Regelungs-

lücke. Nach Ansicht des BGH hat der Gesetzgeber in Kenntnis der Rechtspre-

chung des OLG Stuttgart sowie des OLG Karlsruhe bei der Mietrechtsreform von 

2001 lediglich eine Verlängerung der Frist veranlasst, im Übrigen die Vorschrift 

aber unangetastet gelassen. Dieses Schweigen des Gesetzgebers könne nur so 

verstanden werden, dass kein abweichender Regelungsbedarf gesehen wurde.9 

Die Ausübung des Nachholrechts aus § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB führt nach der 

Rechtsprechung des BGH also nur zum Wegfall der fristlosen, nicht hingegen der 

ordentlichen Kündigung. 

 

Diese Rechtsprechung des BGH ist im Schrifttum nicht ohne Widerspruch geblie-

ben: Namhafte Stimmen sind – im Gegensatz zum BGH – der Ansicht, das Nach-

holrecht aus § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGH sei auf die ordentliche Kündigung analog an-

zuwenden.10  

 

II. Sozialrecht 

Gemäß § 22 Abs. 8 und Abs. 9 SGB II teilt das Amtsgericht dem kommunalen Trä-

ger bzw. dem Jobcenter die in § 22 Abs. 9 S. 1 SGB II aufgeführten Informationen 

unverzüglich mit, wenn eine Räumungsklage gegen einen Mieter anhängig ge-

                                                      
5 NJW-RR 1991, 1487. 
6 NJW-RR 1993, 79. 
7 BGH VIII ZR 6/04, ZMR 2005, 356.  
8 BGH VIII ZR 6/04, ZMR 2005, 356. 
9 BGH III ZR 6/04, ZMR 2005, 356. 
10 Etwa Blank, in: 10 Jahre Mietrechtsreformgesetz – Eine Bilanz, 257, 264; ders., NZM 2013, 104, 107; 
Häublein, in: MüKo BGB, § 573 Rn. 62; Harke, ZMR 2015, 595; Herrlein, in: Herrlein/Kandelhard § 573 Rn. 
19; dem BGH folgend aber etwa Staudinger/Emmerich (2015), § 569 Rn. 40. 
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worden ist.11 Zu diesen Informationen zählen der Tag des Eingangs der Klage, 

Namen und Anschriften der Parteien, die Höhe der monatlich zu entrichtenden 

Miete, die Höhe des geltend gemachten Mietrückstandes und der geltend ge-

machten Entschädigung und der Termin zur mündlichen Verhandlung, sofern die-

ser bereits bestimmt ist. Nach § 22 Abs. 9 S. 2 SGB II kann das Gericht im Nach-

hinein auch den Tag der Rechtshängigkeit mitteilen. Diese Mitteilung erweist sich 

vor dem Hintergrund von § 569 Abs. 3 Nr. 2 BGB als besonders wichtig, da die öf-

fentliche Stelle nach Eintritt der Rechtshängigkeit des Räumungsurteils zwei Mo-

nate Zeit hat, um ihre Verpflichtungserklärung abzugeben.12 Die Mitteilung steht im 

Ermessen des Gerichts und kann nach § 22 Abs. 9 S. 2 SGB II dann unterbleiben, 

wenn sich aus der Klageschrift ergibt, dass die Nichtzahlung der Miete offensicht-

lich nicht auf der Zahlungsunfähigkeit des Mieters beruht. Praktisch wird dies nur 

selten der Fall sein, so dass im Zweifel eine Mitteilung des Gerichts zu erfolgen 

hat.13 Diese Regelung in § 22 SGB II betrifft erwerbsfähige arbeitsuchende Mieter; 

für die sog. Sozialhilfeempfänger ist in § 36 Abs. 2 SGB XII entsprechendes gere-

gelt. 

 

Die Handlungspflichten der auf diese Weise informierten Sozialbehörden regelt 

zum einen § 22 Abs. 8 SGB II: Sofern Arbeitslosengeld II für den Bedarf für Unter-

kunft und Heizung erbracht wird, können auch Mietschulden von der Behörde 

übernommen werden, soweit dies zur Sicherung der Unterkunft oder zur Behe-

bung einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist. Sie sollen von der Behörde 

übernommen werden, wenn dies gerechtfertigt und notwendig ist und sonst Woh-

nungslosigkeit einzutreten droht. Für die sog. Sozialhilfeempfänger ist in § 36 I 

SGB XII entsprechendes geregelt. 

 

III. Polizei- und Ordnungsrecht 

Verpflichtet sich die öffentliche Stelle nicht zur Übernahme des Mietrückstandes, 

so hat der gekündigte Mieter nach Räumung der Wohnung einen Anspruch auf 

Einweisung in eine kommunale Unterkunft, da im Falle unfreiwilliger Obdachlosig-

keit das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit gem. Art. 2 Abs. 2 GG als 

Schutzgut der öffentlichen Sicherheit betroffen ist.14 Nach wohl herrschender Auf-

                                                      
11 Luik, in: Eicher SGB II, § 22 Rn. 257; Knickrehm, in: Kreikebohm Sozialrecht, § 22 Rn. 52. 
12 Luik, in: Eicher SGB II, § 22 Rn. 258;  Knickrehm, in: Kreikebohm Sozialrecht, § 22 Rn. 53. 
13 Luik, in: Eicher SGB II, § 22 Rn. 257. 
14 Dazu ausführlich  Ruder, Polizei- und ordnungsrechtliche Unterbringung von Obdachlosen, Rn. 28 ff. 
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fassung richtet sich die kurzfristige Unterbringung in einer „Notunterkunft“ nach 

den Vorschriften des Polizei- und Ordnungsrechts, während die dauerhafte Unter-

bringung des Betroffenen nach Maßgabe der §§ 67 – 69 SGB XII zu erfolgen 

hat.15  

 

D. Auswertung  

 

I. Befragung der Sozialbehörden 

 

1. BGH-Rechtsprechung – Kenntnis und Reaktion  

Den von uns befragten Sozialbehörden ist die Rechtsprechung des BGH überwie-

gend geläufig. Nahezu sämtliche Befragten gaben dazu an, dass Mietschulden nur 

übernommen würden, wenn die Fortsetzung des Mietvertrags gesichert sei, wozu 

auch gehöre, dass die Folgen der ordentlichen Kündigung unter Zustimmung des 

Vermieters beseitigt werden.16  

 

Aus rechtlicher Sicht bereitet den Sozialbehörden allerdings die Umsetzung dieses 

Ziels Schwierigkeiten. Vielfach scheint die Ansicht vorzuherrschen, der Vermieter 

könne die von ihm ausgesprochene Kündigung einseitig zurücknehmen.17 Ob die-

ses Vorgehen zur Fortsetzung des Mietvertrags führt, ist allerdings zweifelhaft, da 

die Kündigung als Gestaltungserklärung grds. nicht einseitig zurückgenommen 

werden kann.18 Problematisch ist aus diesem Grund auch die teilweise anzutref-

fende Praxis, wonach der Vermieter gegenüber der Sozialbehörde (als Vertreter 

des Mieters?) die Vertragsfortsetzung zu erklären hat. 

 

Nach den Angaben einiger Sozialbehörden nutzen Vermieter die ordentliche Kün-

digung zur Titulierung des Räumungsanspruchs, vollstrecken aus diesem aber zu-

nächst nicht. Der Mieter wird in diesen Fällen im Rahmen eines als „Nutzungsver-

hältnis“ beschriebenen Zustandes in der Wohnung geduldet, allerdings bei der 

                                                      
15 BeckOK SozR/Kaiser  SGB XII § 67 Rn. 7; Ruder, Polizei- und ordnungsrechtliche Unterbringung von Ob-
dachlosen, Teil 6. 
16 Die Antwort von zwei Sozialbehörden (Trier, Steinburg) war in diesem Punkt unergiebig. 
17 Exemplarische Antwort: „Neuerdings erfolgt eine Übernahmeerklärung nur dann, wenn der Vermieter bereit 
ist, auf die ordentliche Kündigung zu verzichten.“ 
18 Vgl. dazu Harke, ZMR 2015, 595. 
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nächsten Verfehlung mit Hilfe des Titels geräumt. Diese Praxis wirft mit Blick auf 

die Qualifikation des „Nutzungsverhältnisses“ schwierige Rechtsfragen auf.19 

 

2. Finanzielle Auswirkungen 

Die überwiegende Zahl der Sozialbehörden gab an, dass Vermieter in den letzten 

Jahren verstärkt dazu übergegangen seien, Mietverträge wegen Zahlungsverzugs 

auch ordentlich zu kündigen, um die Heilungsmöglichkeit des Mieters bei der frist-

losen Kündigung auszuschalten.20 Die überwiegende Zahl der Sozialbehörden 

gab zudem an, dass die Ausgaben der öffentlichen Hand zwecks Vermeidung von 

Wohnungslosigkeit aufgrund der Rechtsprechung des BGH gestiegen seien.21 

Mehrheitlich wurde als Grund hierfür die Tatsache genannt, dass die Vermieter die 

Vertragsfortsetzung nicht bloß – wie dies bei der Heilung nach § 569 Abs. 3 Nr. 2 

BGB der Fall ist – von der Begleichung der Mietschulden, sondern zudem von der 

Übernahme der Verfahrenskosten abhängig machen. Eine Behörde sprach in die-

sem Zusammenhang ganz unverblümt von „Erpressung“. 

 

Vereinzelt wurde angegeben, dass die Durchsetzung der ordentlichen Kündigung 

vermehrt zu Wohnungsverlust führe, der eine ordnungsrechtliche Unterbringung 

der Mieter erforderlich mache. Die Kosten hierfür überstiegen die vorherige Miete 

um ein Vielfaches.  

 

II. Befragung der Rechtsanwälte 

 

Ein eindeutiges Bild ergibt sich hinsichtlich der Frage, ob außerordentliche und or-

dentliche Kündigung miteinander kombiniert werden, um die Heilungsmöglichkeit 

auszuschalten. Hier geht die Anwaltschaft schlicht davon aus, dass dies der Fall 

ist. Teilweise weisen Rechtsanwälte darauf hin, dass nach ihrem Dafürhalten ein 

abweichendes Verhalten, also der Verzicht auf die hilfsweise erklärte ordentliche 

Kündigung, haftungsrelevant ist. Einschränkend wird allerdings angemerkt, dass  

                                                      
19 Vgl. dazu Blank, WuM 2015, 2, 9. 
20 Sechs bejahende Antworten, zweimal verneinend (Arnsberg, Trier), zweimal keine Angabe. Die Düsseldor-
fer Behörde nennt Zahlen („Anstieg von ca 58,4% der Kündigungen in 2010 auf ca 75,7 % Stand November 
2014“). 
21 Fünf bejahende, eine verneinende Antwort, dreimal keine Angaben, einmal Antwort „Da diese Fälle sich in 
der Regel außerhalb des Räumungsklageverfahrens befinden, fallen im Einzelfall ggf. Anwaltskosten an. Eine 
signifikante Erhöhung der Ausgaben ist daraus aber nicht ableitbar.“ 
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die Entscheidung zur Kombination von fristloser und ordentlicher Kündigung durch 

eine etwaige „Vorbelastung“ des Mietverhältnisses beeinflusst wird.  

 

Weniger eindeutig fällt die Einschätzung der befragten Anwälte zur Kenntnis und 

dem Verhalten der zuständigen Ämter aus. Hier zeigt sich geradezu ein gespalte-

nes Bild. Während rund die Hälfte der Befragten, die sich eine Einschätzung der 

Kenntnislage bei den zuständigen Behörden zutrauten, davon ausgeht, dass die 

zuständigen Mitarbeiter die durch den BGH geprägte Rechtslage kennen, verneint 

dies die andere Hälfte. Ähnliches spiegelt sich hinsichtlich der Frage wider, ob die 

zuständigen Stellen Kontakt zu den Vermieteranwälten aufnehmen. Hier korres-

pondiert die Angabe, dass dies nie geschehe überschlägig mit der vorherigen Ein-

schätzung, das Problem sei den Ämtern unbekannt. Knapp 30 % der Befragten 

geben allerdings an, dass die Ämter oft Kontakt zu den Anwälten aufnehmen, 

während ein Drittel angibt, dass dies jedenfalls selten erfolgt. 

 

Festzustellen ist im Ergebnis, dass zahlreiche befragte Rechtsanwältinnen und –

anwälte das von den Ämtern geschilderte Verhalten nicht bestätigt haben. Einige 

Rechtsanwälte gaben dazu auch an, die Problematik werde regional sehr unter-

schiedlich gehandhabt.  

 

E. Zusammenfassung der Ergebnisse 

 

1. Die Befragung der Sozialbehörden hat ergeben, dass dort ganz überwiegend 

die BGH-Rechtsprechung bekannt ist, nach der die Nachzahlung des Mietrück-

standes nicht zur Unwirksamkeit einer ordentlichen Kündigung führt. Die Befra-

gung der Rechtsanwaltschaft hat dieses Ergebnis indes nicht bestätigt; dort wird 

verbreitet die Auffassung vertreten, die Sozialbehörden seien insofern unwissend. 

Die Diskrepanz in den Antworten mag darin liegen, dass uns überwiegend Sozial-

behörden aus Ballungsgebieten geantwortet haben. Möglicherweise sind die dorti-

gen Mitarbeiter in Bezug auf den Untersuchungsgegenstand besser informiert. 

 

2. Die Umsetzung einer Vertragsfortsetzung nach einer ordentlichen Zahlungsver-

zugskündigung wird in der Praxis unterschiedlich gehandhabt. Hier besteht eine 

(von den Sozialbehörden nicht erkannte) rechtliche Unsicherheit, weil es an einem 
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einfachen Rechtsinstitut fehlt, um die eingetretenen Folgen der ordentlichen Zah-

lungsverzugskündigung zu beseitigen. 

 

3. In Reaktion auf die Rechtsprechung des BGH wird in der Praxis typischerweise 

die außerordentliche mit der ordentlichen Zahlungsverzugskündigung kombiniert. 

Dieses Vorgehen führt nach Einschätzung der Mehrheit der der Sozialbehörden zu 

Mehrkosten für die öffentliche Hand. 

 

 

 

 

 

 

 

(Prof. Dr. Markus Artz)                                                    (Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter) 


